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1 Einführung 
Daß Technikkommunikation eine notwendige Voraussetzung für Technik-
bewertung ist, mag nur zu einem kleinen Teil die Popularität des Begriffes in 
jüngster Zeit erklären. Wohin man auch sieht, das Wort Technikkommunika-
tion oder Technikdialog ist in aller Munde und hat sich zu einer Zauber-
formel in der aktuellen Debatte um die Akzeptabilität von technischen und 
anderen zivilisatorischen Risiken entwickelt. Während die eine Seite hofft, 
mit Hilfe kommunikativer Strategien die von Technik potentiell betroffenen 
Bürger davon zu überzeugen, daß es in ihrem Interesse ist, die Risiken der 
technischen Errungenschaften zugunsten des damit verbundenen Nutzens zu 
akzeptieren, glaubt die andere Seite, daß Kommunikation zu einer Mobilisie-
rung der Bevölkerung und damit zu einer vermehrten Akzeptanzverweige-
rung führen würde. Kommunikation soll also der Akzeptanzbeschaffung wie 
der Akzeptanzverweigerung dienen. Diese gegensätzliche Erwartung an die 
Wirkungen der Kommunikation hat viel zur gegenwärtigen Verwirrung über 
die Funktion und Leistungsfähigkeit des Konzeptes Technikkommunikation 
beigetragen. Dabei spiegelt das Interesse an Technikkommunikation in erster 
Linie die zunehmende Beschäftigung der Gesellschaft mit Risiken der tech-
nischen Entwicklung wider. Je zentraler Risiken für gesellschaftliche Kräfte 
als Anknüpfungspunkte und Mittel ihrer politischen Aktivitäten werden, de-
sto eher lohnt es sich für sie, Risiken der Technik als Themen ihrer Kommu-
nikation aufzugreifen (Renn 1992a, Luhmann 1986). Mit Risiko und Technik 
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kann man im wörtlichen Sinne Politik machen. 
Mit der Verbesserung der Prognosefähigkeit und der zunehmenden morali-
schen Selbstverpflichtung der modemen Gesellschaft, Risiken zu begrenzen, 
wachsen die Ansprüche der Bürger an gesellschaftliche Gruppen und vor al-
lem an politische Entscheidungsträger, die Zukunft aktiv zu gestalten und 
antizipativ auf mögliche Gefährdungen durch die natürliche und technische 
Umwelt zu reagieren. Die Zunahme der Varianz künftiger Entwicklungs-
linien und die dadurch ausgelöste Instabilität personaler Lebensentwürfe 
verstärken auf der individuellen Ebene existentielle Ängste und begünstigen 
auf der sozialen Ebene politische Bewegungen, die sich zur Aufgabe gesetzt 
haben, die Kontingenzen gesellschaftlichen HandeIns zu begrenzen (Lübbe 
1987; Mitchell 1980). Sicherheit gegen zukünftige Gefahren und voraus-
schauendes Technikmanagement sind daher zentrale Anliegen nahezu aller 
Bevölkerungsgruppen in der Bundesrepublik (Klages 1984, S. 82 f.). Dieses 
Verlangen nach risikobegrenzenden Maßnahmen und die gleichzeitige Ten-
denz der technischen Entwicklung hin zu größeren Kollektivrisiken schafft 
ein politisches Spannungsfeld, in dem Technikkommunikation unabdingbar 
geworden ist. 
2 Funktionen der Technikkommunikation 
Was versteht man nun unter dem Begriff Technikkommunikation und wie 
läßt sich der Begriff sinnvoll operationalisieren? In Anlehnung an die Litera-
tur zur Risikokommunikation soll der Begriff der Technikkommunikation 
wie folgt definiert werden (Covello; Slovic und von Winterfeldt 1986, 
S. 172): Technikkommunikation urnfaßt jeden zielgerichteten Austausch von 
Informationen über instrumentelle, soziale und symbolische Aspekte, die mit 
der jeweiligen Technik oder ihrem Einsatz verbunden werden. Dieser Infor-
mationsaustausch vollzieht sich zwischen Individuen und zwischen interes-
sierten Gruppen. Als interessierte Gruppen kommen politische Institutionen, 
Bundes- und Landesämter, einzelne Unternehmen und Unternehmensver-
bände, Gewerkschaften, Umweltverbände, Bürgerinitiativen, Wissenschaftler 
und die Medien in Frage. 
Diese Definition ist von zwei Leitgedanken getragen: zum einen der Zielge-
richtetheil der Information und damit der impliziten Annahme, daß Technik-
kommunikation keine neutrale, über alle Parteien stehende Aktivität sein 
kann, sondern bestimmte (häufig interessengebundene) Botschaften vermit-
teln will, zum zweiten von der Zweiseitigkeit des Informationsaustauschs, 
also der Notwendigkeit, gleichzeitig Sender und Empfänger von Botschaften 
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zu sein. Technikkommunikation hat damit die Funktion, durch Appelle an 
die Öffentlichkeit, durch die Vermittlung von Argumentationszusammen-
hängen und durch Selbstdarstellung in Beziehung zum Kommunikationspart-
ner zu treten und diesen von der eigenen Sichtweise des Technikeinsatzes zu 
überzeugen (Wiedemann 1990, S. 345 f.; Majone 1989). Die Kommunika-
tionswissenschaft kann dazu ihr Wissen instrumentell den jeweils beteiligten 
Gruppen zur Verfügung stellen, etwa um Botschaften verständlicher oder den 
Sender glaubwürdiger zu machen. Darüber hinaus kann sie den Austausch 
von Informationen nach bestimmten Kriterien analysieren und evaluieren 
(Rohrmann 1990). Schließlich läßt sich die Thematik auf die Metaebene 
verlagern, indem sie nach den Bedingungen und Strukturen forscht, die eine 
diskursive Auseinandersetzung um Risiken ermöglichen, ohne selbst in den 
Inhalt der Kommunikation einzugreifen. 
Versucht man, diese unterschiedlichen Funktionen systematisch zusammen-
zufassen, so lassen sich im wesentlichen drei Funktionen von Technikkom-
munikation und dementsprechend drei Felder für deren Erforschung identi-
fizieren (vgl. Zimmerman 1987, S. 131; National Research CounciI1989): 
(1) Verbesserung des Wissens: Aufgabe dieser Art von Kommunikation ist 
es, sicherzustellen, daß die Rezipienten von technikbezogenen Informationen 
in der Lage sind, diese zu erhalten und ihre Bedeutung zu verstehen. Ange-
strebt wird also eine Gleichheit (Isomorphie) zwischen den Intentionen des 
Senders und der dekodierten Interpretation der Informationen durch den 
Empfänger, gleichgültig, wie er diese Informationen bewertet oder ob er 
seine Meinungen, Einstellungen oder Verhaltensweisen aufgrund dieser In-
formationen ändert. 
(2) Einstellungs- oder Verhaltensänderung: Aufgabe dieser Art von Kom-
munikation ist die Übermittlung und der Austausch von Information, die dar-
auf abzielen, die Meinungen, Einstellungen oder Verhaltensweisen der Rezi-
pienten zu beeinflussen. Dazu ist in der Regel die Verständigung über die 
Bedeutung der jeweiligen Informationen eine notwendige Bedingung (also 
die Erfüllung von Funktion 1). Darüber hinaus wird jedoch angestrebt, daß 
der Rezipient seine bisherige Indifferenz oder Einstellung zugunsten einer 
durch die Information begünst~~ten neuen Haltung aufgibt und/oder seine 
Verhaltensweisen ändert. Die Anderung von Verhaltensweisen setzt nicht 
notwendigerweise eine Änderung von Einstellungen voraus, diese ist jedoch 
hilfreich zur Verstetigung einer Handlungsweise über die Zeit (etwa das Rau-
chen aufzugeben). 
(3) Konfliktschlichtung durch Diskurs: Aufgabe dieser Art von Technik-
kommunikation ist es, die Rahmenbedingungen für einen Austausch von In-
formationen zu schaffen, um zu einem Konsens über die Bewertung von und 
die weitere Verfahrensweise mit technischen Konflikten zu gelangen. Auch 
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hier ist die Erfüllung von Funktion 1 eine notwendige Bedingung: Ohne Ver-
ständigung über die Positionen der Diskursteilnehmer wird schwerlich ein 
sinnvoller Konsens möglich sein (Konsens kann natürlich auch auf Mißver-
ständnissen beruhen, ein solcher Konsens wird aber kaum als sinnvoll, d. h. 
als Manifestation eines fairen und kompetenten Ausgleich unterschiedlicher 
Interessen und Werte anzusehen sein). Auch die zweite Funktion muß erfüllt 
sein, sofern ein Diskurs mehr als nur ein Forum zur Selbstdarstellung um-
fassen soll. Al1erdings muß es sich hier um einen gegenseitigen und wechsel-
seitigen Überzeugungsprozeß handeln, da im Diskurs alle Teilnehmer in 
gleichem Maße Sender und Empfänger von Informationen sind. 
Der folgende Beitrag wird sich schwerpunktmäßig mit der dritten Funktion, 
der Schlichtung von technikzentrierten Konflikten, beschäftigen. Dazu sollen 
jedoch zuvor einige Grunderkenntnisse der allgemeinen Kommunikations-
forschung erläutert werden. 
3 Der soziale Kontext der 
Technikkommunikation 
3.1 Das Sender-Empfanger-ModeU 
Der traditionelle Ansatz, Technikkommunikation zu studieren und zu analy-
sieren, basiert auf dem Kommunikationsmodel1 des Informationstransfers 
zwischen Sender, Übermittler und Empfänger. Obwohl das Modell ursprüng-
lich Ende der 40er Jahre (Shannon und Weaver 1949; Lasswell 1948) ent-
wickelt wurde, stellt es doch bis zum heutigen Tag die am meisten benutzte 
Grundlage für Kommunikationsstudien dar und wird auch von Kommunika-
tionspraktikern als Bezugsmodel1 empfohlen (Thomas 1987). In einem ak-
tuellen Überblick, der 31 Kommunikationslehrbücher umfaßte, kam P. J. 
Schoemaker zu dem Schluß, daß sich annähernd die Hälfte dieser Bücher auf 
das Shannon- und Weaver-Model1 (Schoemaker 1987) stützt. Ein alternativer 
Ansatz ist das Transaktionsmodell, das auf die Herstellung von gemeinsamen 
Bedeutungsinhalten bei Sender und Empfänger abhebt. Beide Zugänge kön-
nen offensichtlich miteinander kombiniert werden. 
Bild 1 stellt das klassische Sender-EmpJängermodell dar. Eine Nachricht 
wird durch die Kommunikationsquelle zusammengestellt und dann an den 
ÜbermittIer gesendet. Der ÜbermittIer entschlüsselt diese Nachricht und ver-
schlüsselt sie wieder für seine Zielgruppe. Die neue Nachricht wird danach 
an den Empfänger geschickt, der die Nachricht entschlüsselt und seine Be-
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deutung entziffert. Der Empfanger kann auf die Nachricht reagieren, indem 
er seine eigene Nachricht entweder an den Original-Sender oder an andere 
Interessengruppen (Gruppenmitglieder) weitergibt. Er könnte sich auch ver-
anlaßt sehen, auf die empfangene Nachricht hin selbst aktiv in die Debatte 
einzugreifen, etwa durch das Schreiben von Leserbriefen oder auch die Teil-
nahme an politischen Veranstaltungen. Der Sender kann die Empfänger-
reaktionen sammeln und für Rückantworten bearbeiten. Bevor Rückkoppe-
lungsnachrichten den Sender jedoch erreichen, durchlaufen auch sie in der 
Regel eine Übermittlerstation. Die Originalnachrichten und mehr noch die 
Rückkoppelungsnachrichten werden durch das Hintergrundrauschen verzerrt, 
sobald sie durch verschiedene Kanäle via Übermittier und Signalverstärker 
gesendet werden. (Siehe Renn 1991a zu einer detaillierten Diskussion über 
Signalverstärker). 
Grundmodell der Kommunikation 
Berichte über 
Reaktionen 
Verhaltens-
Politische reaktion 
Reaktionen 
Sender I ~,-I _~ ...... :r_----,t--.. ~. Empfänger 
Kommunikative Kommunikative 
Rückkopplung Rückkopplung 
Bild 1 Grundmodell der Kommunikation 
Das Sender-Empfangermodell stand und steht im Kreuzfeuer der sozialwis-
senschaftlichen Kritik, weil es ein mechanistisches Kommunikationsver-
ständnis fördert und Kommunikation als Einbahnstraße darsteUt (Otway und 
Wynne 1989; Kasperson und Stallen 1991). Wenn das Modell jedoch als Be-
schreibung eines Ablaufs von Nachrichtenübertragungen von einem Teil-
nehmer zum anderen verwendet wird und wenn die Rollen von Sender und 
Empfanger wechselseitig austauschbar sind, so kann es als wirkungsvolles 
Funktionsschema bei der Analyse von Kommunikationsverfahren verwendet 
werden. Ein solches Schema ist ein Werkzeug, mit dem sich die bildhafte 
Darstellung des Kommunikationsprozesses strukturieren läßt, aber kein 
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empiri che Modell, wie Kommunikation in einer Ge eil chaft tat ächüch 
abläuft. Bild 2 zeigt die Hauptakteure der Technikkommunikation eingebettet 
in das klas i che Kommunikation modell. 
Organisationsstruktur von Technikkommunikation 
Sender 
ROckkopplung 
Ober-
mittler Empfinger 
Rückkopplung 
Bild 2 Organisationsstruktur von Technikkommunikation 
Sender für technische Informationen sind in er ter Linie Wi en chaftler 
oder wissen chaftüche Institutionen, öffentliche Einrichtungen wie etwa da 
Bundesmini terium für For chung und Technik, lotere engruppen wie lo-
dustrieverbände oder Umweltschützer und Augenzeugen, ofern e ich um 
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gef~rliche Ereig~isse ~zw. Unglücksfälle handelt. Diese PrimärqueUen 
kodleren InformatJOnen 1n Form von Berichten, Pressemitteilungen oder per-
sönlichen Interviews, um sie dann an den Übermittler oder gelegentlich auch 
direkt an den Empfänger zu senden (Renn 1988, S. 101 ff). 
Der zweite Kommunikationsschritt ist das Dekodier- und Rekodier-Verfah-
ren bei den Übertragungsstationen. Medien, oder onstige öffentliche Institu-
tionen, Intere sengruppen und Meinungsführer sind potentielle Übermittler 
techni cher Informationen. Eine Pressemitteilung des Umweltministeriums 
über Schäden durch Emissionen kann zum Beispiel die betroffene Industrie 
dazu anregen, eine Pres ekonferenz abzuhalten oder einen offenen Brief an 
das Ministerium zu schreiben. Interaktionen zwischen gesellschaftlichen 
Gruppen, in be ondere zwischen politischen Gegnern, finden oft über Me-
dien und nicht über direkte Kommunikation statt. Ziel ist es, öffentliche Un-
ter tützung zu mobilisieren und öffentlichen Druck auszuüben (peters 1984 
S. 304; Peter 1990). 
Der letzte Schritt im Kommunikationsprozeß ist die Verarbeitung der relw-
dierten Nachricht beim Empfänger. Hierbei ist es wiederum hilfreich, zwi-
schen den ver chiedenen Empfängertypen zu unterscheiden. Die Medien 
bedienen üblicherweise die allgemeine Öffentlichkeit. Viele Zeitschriften 
sind jedoch auf einen speziellen Le erkreis innerhalb der allgemeinen Öf-
fentlichkeit ausgerichtet. Die Spezialzeitschriften richten sich entweder an 
Fach- oder Berufslcreise (Wis enschaftler, Geschäftskreise, Sachverständige), 
Interes entenkreise für Freizeitaktivitäten (Kultur, Sport, Reisen usw.) oder 
weltanschaulich gebundene Gruppierungen (Umweltschützer, Religions-
gruppen, politi che Lager etc.). Die Information wird für den jeweiligen Le-
erkrei 0 gestaltet, daß eine Aufmerksamkeit sichergestellt ist und auch 
einen Erwartungen entsprochen wird. Im folgenden wird etwas ausführli-
cher auf die drei am Kommunikationsprozeß beteiligten Gruppen einge-
gangen werden. 
3.2 Der Sender von Technikinformationen 
Ein Gesprächsthema kann, wie H. P . Peters unterstreicht, nur dann zu einem 
Thema von dauerhaftem öffentlichem Interesse werden, wenn die Massen-
medien darüber berichten und wenn gesellschaftliche Institutionen oder 
Gruppen es zu ihrem eigenen Anliegen machen (peters 1984). Ein gutes Bei-
spiel dafür ist ein Ereignis, das sich in den 70er Jahren in den USA abspielte. 
Es handelt sich dabei um radioaktives Radongas, das aus dem natürlichen 
Untergrund in Innenräume von Häusern einsickert. Trotz seiner guten Be-
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ziehung zur überregionalen Presse konnte Joel Nobel, der in seinem privaten 
Haus eine Konzentration von 55 Pico-Curie pro Liter (fast das 14fache der 
gemeinhin als Sicherheitsgrenzwert eingestuften 4 Pico-Curie pro Liter) ent-
deckte, nicht mehr als nur flüchtige Aufmerksamkeit bei öffentlichen Institu-
tionen und bei der Presse erzielen, da er keine Organisation oder gesell-
schaftliche Gruppe für sein Anliegen interessieren konnte (Mazur 1987, 
S. 89). Erst als der Staat von Pennsylvania, alarmiert durch einen weitaus 
dramatischeren Fall, das Problem erkannte und ein landes weites Über-
wachungsprogramm initiierte, nahm sich die Presse des Themas ausführlich 
an und lenkte damit die Aufmerksamkeit von Organisationen, wie etwa der 
US Bundesumweltbehörde (EPA), auf diesen Einzelfall (Mazur 1987, S. 90; 
Fisher 1987, S. 27 f.) 
Neben der gesellschaftlichen Unterstützung tragen die Bestandteile einer 
Nachricht wesentlich zur Effektivität des Kommunikationsprozesses bei. Zu 
den wichtigsten Bestandteilen gehören Symbole und Metaphern, die beson-
dere Bedeutungsinhalte und Stimmungen nahelegen (Hovland 1948, S. 371; 
Kasperson et al. 1988). Wird z. B. die Informationsquelle als eine Gruppe 
von Nobelpreisträgern beschrieben, so wird dem Inhalt der Nachricht ziem-
lich sicher öffentliche Aufmerksamkeit zuteil werden. Nachrichten aus sol-
chen Sender können durchaus erfolgreich die Selektionsfilter der Übermittier 
und Empfänger passieren und als glaubwürdig eingestuft werden. Im Gegen-
satz dazu wird eine Pressemitteilung der Nuklearindustrie weitaus weniger 
glaubwürdig erscheinen, es sei denn, andere Aspekte der Nachricht kompen-
sierten Zweifel an der Unparteilichkeit dieser Quelle. 
Sender oder Übermittier können die Inhalte der Botschaft durch gezielte se-
mantische Gestaltung unter Benutzung von Symbolen und Metaphern einfär-
ben. Angenommen, ein Pressesprecher der Industrie informiert darüber, daß 
seit zwei Jahren eine bestimmte chemische Substanz aus einem Entsor-
gungsbehälter sickert. Der eine Journalist könnte dies mit Worten wie Leck 
im Abfallcontainer in einem 'High-Tech-Park' beschreiben, ein anderer 
könnte den gleichen Vorfall als Lujtverseuchung durch Giftmüll und Vergif-
tung von Atemluft und Trinkwasser anprangern. 
3.3 Die Medien als Übermittier von Informationen 
Die Medien sind in unserer Gesellschaft die zentralen Vermittler von Infor-
mationen. Sie sind keineswegs nur neutrale Berichterstatter, aber auch eben-
sowenig ideologisch verbrämte Gesinnungstäter. Ihre Selektionskriterien 
beeinflussen die Wahl und Relevanz der öffentlich wirksamen Themen 
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(Gatekeeper Funktion). Durch Selektion und Verstärkung der jeweiligen Er-
eignisse bestimmen die Medien weitgehend die Prioritäten in der politischen 
Agenda (Mc Combs Und Shaw 1972) und vermitteln den nicht unmittelbar 
Beteiligten Informationen aus zweiter Hand, die in jedem Falle subjektiv ge-
färbt sind, selbst wenn sich die jeweiligen Journalisten einer objektiven Be-
richterstattung verpflichtet fühlen (Sood u. a. 1987, S. 30; Peltu 1985, 
S. 129 - 130). 
Im Gegensatz zu den häufig geäußerten Vorwürfen, die Journalisten seien 
entweder Gesinnungsfreunde der Linken, so die eine Seite, oder vom Esta-
blishment geblendete (oder sogar bestochene) Verteidiger des Status Quo, so 
die andere Seite, zeigen fast alle empirischen Untersuchungen zu diesem 
Thema auf, daß Selektion und Verarbeitung von Nachrichten sehr viel stär-
ker von professionellen Standards des Journalismus bestimmt sind als von 
ideologischen Überzeugungen der einzelnen Journalisten. Diese Standards 
sind zum großen Teil für alle Medien gültig, zum Teil sind sie medien spezi-
fisch (Battelle 1978; Peltu 1989; Mazur 1987). Zu diesen Standards gehören, 
daß Medien in der Regel aktuelle Ereignisse aufgreifen und kontinuierliche 
Entwicklungen meist aussparen. Der Treibhauseffekt als globale Bedrohung 
der Menschheit wird erst dann zur Nachricht, wenn in den USA Kühe ver-
dursten oder wenn die Deutsche Physikalische Gesellschaft einen eindring-
lichen Appell an die Öffentlichkeit richtet. Schon die Tatsache, daß die Me-
dien über ein Thema besonders häufig kommunizieren, führt bei den Rezi-
pienten oft zu der Vermutung, daß dieses Thema besonders umstritten und 
deshalb erhöhte Vorsicht geboten sei (Mazur 1984). 
Ebenso bedeutsam ist das Selektionskriterium des Konflikts und der Schuld-
zuweisung. Wie amerikanische Untersuchungen nahelegen, ist die Intensität 
der Berichterstattung über Katastrophen weniger von deren physischen Aus-
wirkungen (etwa Zahl der Toten oder Eigentumsverlusten) bestimmt als von 
der Stärke des Konfliktes über das notwendige Risiko-Management und die 
Möglichkeit der partiellen Schuldzuweisung für das Ereignis (Adams 1986; 
Rubin 1987). Daneben spielt naturgemäß die örtliche Nähe zu der Katastro-
phe eine wichtige Rolle. Medien reflektieren soziale Ereignisse, weniger 
physische Auswirkungen. Wenn sich also die Akteure in einer Konfliktsitua-
tion über die notwendigen Formen des Risikomanagement streiten, wie sich 
dies etwa nach dem Unfall in Tschernobyl zugetragen hat, oder wenn sie sich 
gegenseitig die Schuld an negativen Ereignissen zuweisen, dann sind diese 
sozialen Ereignisse wichtige Auslöser und Verstärker für die Berichterstat-
tung der Medien (Kaspers on u. a. 1988; Renn 1991a). Ob es sich bei dem 
Streit nur um ein Scheingefecht handelt oder ob der Anlaß des Streits ein 
objektiv minimales Risiko darstellt, spielt für die Medientauglichkeit eines 
Ereignisses kaum eine Rolle. Medien reagieren auf die soziale Konstruktion 
der Wirklichkeit (Berger und Luc1cmann 1969; Seiderberg 1984) und nicht 
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auf die "Wirklichkeit selbst" oder ihre naturwissenschaftliche Erfassung 
(Wilkins und Patterson 1987). Übertragen auf die Debatte um Technik oder 
Technikeinsatz bedeutet dieser Selektionsmechanismus eine Verstärkung der 
Konfliktträchtigkeit der Auseinandersetzung und eine Moralisierung der 
Akteure. Auf der Suche nach Konflikten werden Journalisten in der Frage 
moderner Technik schnell fündig. Dabei können sie weder die Gültigkeit von 
Positionen im Sinne wissenschaftlicher Beweisführung, noch die Repräsen-
tativität einer abweichenden Meinung beurteilen (Peltu 1985; Sharlin 1987). 
Somit wird in der Öffentlichkeit der Eindruck erweckt, daß alle Aussagen zu 
bestimmten Techniken umstritten seien. 
Andere Selektionskriterien wiederum wirken in umgekehrter Richtung: Die 
Suche nach außergewöhnlichen Ereignissen lenkt die Aufmerksamkeit der 
Medien auf spektakuläre Aktionen von Chaoten und Militanten, die im Spek-
trum der jeweiligen Technikgegner einen verschwindend geringen Anteil 
haben. Ihre Aktionen werden jedoch in den Mittelpunkt der Nachricht über 
eine Demonstration gesetzt mit dem Effekt, daß sich viele Medienkonsumen-
ten "entsetzt" von diesen Gruppen absetzen und die gesamte Bewegung mit 
den Ausschreitungen identifizieren (Guggenberger 1987, S. 330 f.). Gleich-
zeitig haben empirische Untersuchungen in der Bundesrepublik Deutschland 
offengelegt, daß viele Zeitungen und Zeitschriften journalistisch gut aufge-
machte Presseerklärungen von Industrie und staatlichen Organen oft unge-
prüft übernehmen, dies jedoch bei Umweltverbänden unterlassen oder sich 
erst bei Behörden oder Industrievertretern rückversichern (Peters 1984; Peltu 
1985). 
Selektionskriterien sind ungeschriebene Gesetze, die sich Journalisten im 
Laufe des journalistischen Trainings aneignen und die über alle ideolo-
gischen Lager hinweg gültig sind. Daneben spielen natürlich auch politische 
Loyalitäten eine wichtige Rolle, vor allem in der Bundesrepublik (Köcher 
1986; Kepplinger 1989). Diese Loyalitäten sind aber stärker von der vorge-
legten Richtung einer Zeitung oder eines elektronischen Mediums geprägt als 
von den Werten und politischen Präferenzen einzelner Journalisten. 
3.4 Die Empfänger der Informationen 
Informationen sind, wie im Kommunikationsmodell beschrieben, Elemente 
eines Austauschvorgangs, dessen Bedeutung sich erst im sozialen Kontext 
des Kommunikationsprozesses erschließt. Kommunikationsstudien weisen 
immer wieder darauf hin, daß die Intentionen des Senders mit den dekodier-
ten Aussagen des Empfängers nur bedingt übereinstimmen. Mehr noch: Die 
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selektive Wahrnehmung und Bewertung durch den Empfänger macht die 
Deutung der Botschaft von den subjektiven Filtern und Bewertungsmustern 
des Empfängers abhängig. Was der Empfänger als Botschaft entschlüsselt, 
ergibt sich aus den semantischen Bedeutungsinhalten, die er den Elementen 
der Botschaft zuspricht. Diese sind keineswegs beliebig, aber dennoch im 
Konzert mit anderen Faktoren, wie die vermutete Glaubwürdigkeit der 
Quelle oder die Reputation des Informationskanals, weit dehnbar. Aus 
diesem Grunde ist auch die Wirksamkeit von Botschaften oft sehr gering zu 
veranschlagen, vor allem dann, wenn der Inhalt nicht eindeutig ist, die Hand-
lungsvorschriften umstritten erscheinen und das Vertrauen in die Objektivität 
des Senders zweifelhaft zu sein scheint. 
Von besonderem Interesse ist der Kommunikationsprozeß im Falle eines 
Konfliktes. Konflikte können über die vermuteten Folgen von Technik oder 
deren Bewertung, aber auch über die Frage der kollektiven Beschlußfassung 
über Technikeinsatz bzw. -anwendung entstehen. In diesen Fällen ist das 
traditionelle Sender-Empfänger Modell wenig hilfreich. Viele Sender versu-
chen nämlich, ihren speziellen Blickwinkel in den Kommunikationsprozeß 
einzuspeisen. Sie hoffen, durch gezielte Informationen die Öffentlichkeit auf 
ihre Seite zu ziehen, um somit Druck auf die Entscheidungsträger auszuüben. 
Die Pluralität von Informationen und Meinungen wird dann von den Über-
mittlern rekodiert und oft in einer Gegenüberstellung von Meinungen kom-
primiert an den Empfänger weitergereicht. Dabei kommt es weniger zu einer 
bewußten Manipulation der Presse zugunsten des einen oder anderen Stand-
punktes als vielmehr zu einer parallelen Vermittlung der extremen Posi-
tionen. Die Rezeption durch den Empfänger ist aufgrund dieser Vielfalt an 
Meinungen und Bewertungen noch unbestimmter als bei dem Idealmodell 
einer einheitlichen Botschaft durch einen Sender. Das Angebot an Informa-
tionen ähnelt einem Supermarkt, in dem sich der Empfänger das aussuchen 
kann, was er gerne konsumieren möchte. Der Zwang der kommerziellen 
Medien, auch vom Konsumenten nachgefragt zu werden, tut das übrige, um 
die Fülle der sich zum Teil widersprechenden Meinungen und Bewertungen 
zu einem nachfragegerechten Potpourri zu verarbeiten. 
An anderer Stelle habe ich die Mechanismen beschrieben, nach denen der 
Empfänger die Botschaften entschlüsselt und ihnen eine subjektive Deutung 
zuspricht (Renn 1992b). Für die Bewältigung technischer Konflikte kommt 
es vor allem darauf an, die Notwendigkeit eines gezielten zweiseitigen Dia-
logs herauszustreichen, der sicherstellt, daß die Intentionen des Senders und 
die entschlüsselten Inhalte durch den Empfänger weitgehend übereinstim-
men. Dies geschieht aber selten durch mediale Kommunikation, sondern wie 
eh und je durch direkte, unmittelbare Gespräche. Wenn es bei diesen Gesprä-
chen um die kollektiv verbindliche Regelung von Konflikten geht, sprechen 
wir von Diskursen. Die folgenden Kapitel sind dem Thema Technikdiskurs 
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gewidmet. Wie läßt sich ein auf Kooperation begründeter Diskurs gestalten 
und weIche Regeln sind notwendig, um die Wahrscheinlichkeit von Verstän-
digung und Einigung zu erhöhen? 
4 Technikkonununikation als kooperativer 
Diskurs zur Konfliktschlichtung 
4.1 Was heißt Diskurs? 
Das Modell des konfliktschlichtenden, kooperativen Diskurses beruht auf der 
Annahme, daß mit Hilfe von Kommunikation Kompromisse zwischen Inter-
essengegensätzen und Wertkonflikten unterschiedlicher Parteien erzielt 
werden können, ohne daß eine Partei ausgeschlossen oder ihre Interessen 
oder Werte unberücksichtigt bleiben. Ein solcher Diskurs ist durch folgende 
Charakteristika gekennzeichnet (Renn 1991b): 
( I) Die Teilnehmer müssen im Konsens darüber entscheiden, nach welchem 
Verfahren Einigung über kollektiv bindende Entscheidungen getroffen 
werden sollen. Die Parteien können Einstimmigkeit, das Mehrheitswahlrecht 
oder die Einschaltung eines Schlichters vorsehen; wichtig ist aber, daß alle 
Parteien der vorgesehenen Verfahrensweise zustimmen. 
(2) Die Teilnehmer müssen sich vorab darauf verständigen, daß alle in die 
Verhandlung eingebrachten Tatsachenbehauptungen nachgewiesen oder 
durch entsprechende Experten (wobei je nach Wissenstyp nicht nur Wissen-
schaftler in Frage kommen) bestätigt werden. läßt sich eine Tatsachen-
behauptung, wie häufig zu beobachten, nicht eindeutig nachweisen oder 
widerlegen, müssen alle legitimen, d. h. innerhalb des jeweiligen Wissenstyp 
zulässigen Aussagen gleichberechtigt in den Diskurs eingebracht werden. 
(3) Die Teilnehmer müssen zur Kenntnis nehmen und einem Konsens dar-
über erzielen, daß unterschiedliche Interpretationsmuster und Rationalitäten 
gleichberechtigt sind, sofern sie nicht den Regeln der Logik und anderer 
fonnaIer Argumentationsregeln widersprechen. 
(4) Die Teilnehmer müssen sich gegenseitig verpflichten, alle Aussagen in 
einem Diskurs zuzulassen, sich aber gleichzeitig damit einverstanden erklä-
ren, daß alle Aussagen prinzipiell der gegenseitigen Kritik zugänglich ge-
macht und nach nachvollziehbaren Regeln auf ihre Geltungsansprüche hin 
untersucht werden. 
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(5) Die Teilnehmer sollen dazu ermutigt werden, die eigenen Interessen und 
Werte so weit wie möglich offenzulegen; eine solche Abstinenz vom strate-
gischen Handeln wird sich aber nur dann durchsetzen wenn Offenheit im 
Diskurs belohnt und s~tegisches Lügen wenig Aussicht auf Erfolg hat. Dies 
mag auf den ersten Bhck als frommer Wunsch erscheinen. Gemeint ist damit 
daß alle Äußerungen von Teilnehmern auf ihre Ernsthaftigkeit und Ver~ 
trauenswürdigkeit überprüft werden können und daß sich die Teilnehmer 
damit VOn vorneherein einverstanden erklären. 
(6) Die Teilnehmer müssen die Bereitschaft mitbringen, eine faire Lösung 
des Konfliktes anzustreben, bei der alle Interessen und Werte grundsätzlich 
als legitim und verhandlungswürdig anerkannt werden, ohne damit die Not-
wendigkeit der Begründung von Interessen oder Werten infrage zu stellen 
(Bacow und Wheeler 1984, S. 42 ff). 
Diese sechs Grundbedingungen eines Diskurses lassen sich weiter konkreti-
sieren. Vor allem bedarf es eines Regelwerkes, um die Überprüfung von 
Aussagen systematisch, vollständig und effizient vorzunehmen. Häufig läßt 
sich eine solche Konkretisierung nur am Einzelfall, d. h. unter den Bedin-
gungen einer realen Situation festlegen. Ich habe an anderer Stelle versucht, 
weiterreichende Vorschläge für Verhaltensnormen der Teilnehmer in einem 
kooperativen Diskurs zu entwerfen (Renn 1991b). Diese Normen sind z. T. 
aus praktischer Erfahrung mit Beteiligungsprojekten gewonnen, zum Teil aus 
der relevanten Literatur übernommen worden: 
(1) Zeit: Ein Diskurs kann nicht innerhalb einer Woche oder eines Monates 
abgeschlossen sein. Die Vorbereitung und die Durchführung verlangen län-
gere Zeiträume, so daß Verhandlungen ohne allzu großen Zeitdruck stattfin-
den können. Diese Voraussetzung macht deutlich, daß nicht alle umweltbe-
zogenen Entscheidungen durch Diskurs gefällt werden können (etwa im 
Falle einer dringend gebotenen Notfallschutzmaßnahme). Gleichzeitig aber 
drängt das politische System häufig auf schnelle Entscheidungen, ohne daß 
es dafür einen ausreichenden Grund gibt. Allzuoft wird die Umsetzung sol-
cher schnellen Entscheidungen dann aufgrund von Protesten und Widerstän-
den der betroffenen Bevölkerung über wesentlich längere Zeiträume verzö-
gert, als es bei einer langsameren Entscheidungsfindung unter Einbeziehung 
eines Diskurses der Fall gewesen wäre. 
(2) Offenheit des Verhandlungsergebnisses: Ein Diskurs wird niemals sein 
Ziel erreichen, wenn eine der beteiligten Parteien ihre vorab getroffene Ent-
scheidung an die anderen Parteien "verkaufen" will. Niemand verlangt, daß 
die Parteien bereit sein müssen, ihre Meinung oder Einstellung zu bestimm-
ten Fragen aufgrund der Kommunikation zu ändern (obwohl die Bereitschaft 
dazu sicherlich hilfreich ist), aber alle Parteien müssen sich bereit erklären, 
auf ihre präferierte Handlungsoption zugunsten einer anderen Option zu ver-
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zichten, sofern diese Option besser als alle anderen Optionen beim Wettstreit 
der Aussagen und bei der Ausbalancierung von Interessen und Werte der 
beteiligten Parteien abschneidet. Die eigene Präferenz für eine Handlungs-
option steht also immer zur Disposition. Wenn dies aus rechtlichen oder an-
deren Gründen für eine der Parteien ausgeschlossen ist, dann sollte man auf 
den Diskurs lieber verzichten und eine andere Form der Konfliktlösung wäh-
len (etwa ein Hearing oder eine Informationsveranstaltung). 
(3) Gleiche Rechte und Pflichten für alle am Diskurs beteiligten Parteien: 
Diese Bedingung ist bereits in den Grundbedingungen enthalten, sollte aber 
bei jeder Anwendung immer wieder neu betont werden. Außerhalb des Dis-
kurses bestehen selbstverständlich hierarchische Beziehungen und unter-
schiedliche Zuständigkeiten, Kompetenzen und Machtverhältnisse. Ob diese 
immer gerechtfertigt sind oder nicht, spielt hier keine Rolle. Der Diskurs 
kann diese StJ1lktur nicht auflösen, seine eigene Macht, d. h. die Bindungs-
kraft seiner Empfehlungen, wird sich der rechtlichen und politischen Realität 
anpassen müssen. Der legitimierte Entscheidungsträger kann das Ergebnis 
des Diskurses ignorieren, als Empfehlung einbeziehen oder im Ganzen über-
nehmen, je nachdem wie die Entscheidungsbefugnis strukturiert ist und wie 
stark sich externer politischer Druck zugunsten der Diskurs-Empfehlung ar-
tikuliert. Der Diskurs selbst ist aber an die interne Regelung der strikten 
Egalität gebunden. Keine Partei, mag sie in der politischen Realität auch 
noch so mächtig sein, kann im Diskurs Privilegien oder Sonderrechte bean-
spruchen. Wie jede andere Partei, steht es ihr frei, den Diskurs zu verlassen, 
aber sie kann und darf die Spielregeln innerhalb des Diskurses nicht verän-
dern. 
(4) Bereitschaft zum Lernen: Alle Parteien müssen bereit sein, von den Ar-
gumenten und Evidenznachweisen anderer Parteien zu lernen und gegebe-
nenfalls ihre Haltung zu überdenken. Das bedeutet nicht, wie bereits an-
geklungen, daß einzelne Parteien ihre Präferenzen, Interessen oder Werte zur 
Disposition stellen müssen, sondern nur, daß sie bereit sind, die von ihnen 
vorgenommenen Verknüpfungen zwischen Handlungsoptionen und Werten 
im Lichte neuer Erkenntnisse zu korrigieren. Das gilt auch für die gegensei-
tige Anerkennung von Wissen. Das anekdotische Wissen der Bevölkerung 
wird von Experten häufig als irrelevant oder sogar irrational abqualifiziert, 
während viele Interessengruppen das systematische und auf Generalisierun-
gen beruhende Expertenwissen als Ausdruck technokratischer Arroganz und 
als Gefühllosigkeit gegenüber dem Einzelschicksal deuten. Erst wenn alle 
Parteien die argumentative Vorgehensweise der jeweils anderen Partei aner-
kennen und zu verstehen suchen, wird ein fruchtbarer Dialog möglich sein. 
Bereitschaft zum Lernen im kooperativen Diskurs ist demnach an drei Be-
dingungen geknüpft: 
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Q die Anerkennung, daß es mehrere legitime Typen von Wissen gibt, die 
bei der Aufstellung und Beurteilung des Faktenwissens eine Rolle spie-
len (etwa das Erfahrungswissen der Bevölkerung); 
Q die Anerkennung, daß es mehr als eine rationale Art gibt, aus gege-
benem Faktenwissen Handlungsoptionen auszuwählen; 
Q die Anerkennung, daß es bei aller Pluralität von Wissen und Rationalitä-
ten universell gültige Regeln für die Überprüfung der Validität von Aus-
sagen gibt, die für alle Parteien verbindlich sein müssen. 
(5) Obersetzung affektiver Aussagen in kognitive oder normative Aussagen: 
Eng verbunden mit der Forderung nach Lernbereitschaft ist die Notwendig-
keit, affektive Gefühlsäußerungen dadurch der Kritik zugänglich zu machen, 
daß sie in kognitive oder normative Aussagen überführt werden. Ausdrücke 
wie "Ich habe einfach Angst davor" oder "Mir wird schon nichts passieren" 
sind keine Indikatoren für Verletzungen von argumentativen Regeln, sondern 
verdichtete Formen von Argumentationszusammenhängen, die sich in Bil-
dern oder emotionsgeladenen, oft in ihrer Bedeutung unscharfen Begriffen 
zutreffender und schnel1er ausdrücken lassen als in logisch aufgebauten Ar-
gumenten. Es wäre fatal für den Diskurs und auch meist kontraproduktiv für 
eine rationale Entscheidung, diese gefühlsmäßigen Reaktionen zu ignorieren 
oder sogar lächerlich zu machen. Gleichzeitig sind sie aber in der Form, in 
der sie geäußert werden, unbrauchbar für den Diskurs, weil sie in der Regel 
nur dichotome Lösungen erlauben (Angst führt zur Verneinung, die Ver-
drängung der eigenen Verwundbarkeit zur Bejahung von Risiken). Kompro-
misse erfordern aber "Grautöne", also Zwischenlösungen zwischen den Ex-
tremen. Der Diskurs hat demgemäß die Aufgabe, die gefühlsmäßigen Reak-
tionen in argumentative, d. h. kompromißermöglichende und kommunika-
tionsfähige Elemente zu übersetzen. Wie bei jeder Übersetzung gehen dabei 
Bedeutungskomponenten verloren, aber dieser Preis ist unvermeidbar. 
Die Differenzierung der Ursachen für Gefühle, die Identifizierung der Ele-
mente einer Technologie oder politischen Maßnahme, die solche Gefühle 
auslöst, die Entschlüsselung von Assoziationen, die bei der Entstehung des 
Gefühls beteiligt sind, und das Aufdecken von Zusammenhängen zwischen 
Objekten und ihren symbolischen Bedeutungen sind wichtige Aufgaben, die 
innerhalb des Diskurses bewältigt werden müssen. Zweckmäßig ist dabei, 
diese Übersetzungsarbeit durch psychologische Fachkräfte in KIausursitzun-
gen mit den jeweils betroffenen Parteien (also nicht im Plenum) durchführen 
zu lassen. Die Übersetzung ist aber allein eine Angelegenheit der jeweiligen 
Partei, die psychologische Beratung bietet dazu nur eine Hilfestellung an und 
darf in keinem Fall zum Eindruck einer Entmündigung durch professionali-
sierte Experten führen. Letztendlich muß die jeweilige Partei der Überset-
zung zustimmen und die Kongruenz zwischen der Intention der affektiven 
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Äußerung und ihrer kognitiven bzw. nonnativen Übersetzung beurteilen. 
(6) Verzicht auf moralische Abwertung von Positionen und Parteien: Alle 
beteiligten parteien in einem Diskurs sollten sich von vornherein darauf eini-
gen, auf die Moralisierung von Positionen (etwa: "Wer solch ein Risiko pro-
pagiert, kann nur ein zynischer oder ignoranter Mensch sein") und von Par-
teien ("Umweltschützer sind doch alles Chaoten" oder "Ingenieure sind rück-
sichtslose Macher") zu verzichten. Der Verzicht auf Moralisierung hat eine 
Reihe von Vorteilen: 
o Ähnlich wie Gefühlsäußerungen verhindern Moralisierungen die Mög-
lichkeit einer Kompromißfindung. Etwas kann nicht 30 % gut und 70 % 
böse sein. Das moralische Urteil ist meist kategorisch und schließt ein 
Nachgeben gegenüber der angeblich unmoralischen Partei aus. Gegen-
seitige Moralisierung vennindert unnötig den Verhandlungsspielraum 
und macht Einigungen meist unmöglich. 
o Moralisierung verhindert die Bereitschaft von Parteien, ihre affektiven 
Äußerungen in kognitive oder normative Aussagen übersetzen zu lassen. 
Eine solche Übersetzung macht Parteien oft verwundbar und würde erst 
gar nicht vorgenommen, wenn eine Partei unter moralischem Rechtfer-
tigungsdruck steht. 
o Moralisierung verkleistert Verstöße gegen die Argumentationsregeln 
und vertuscht mangelnde Evidenz für Behauptungen oder Forderungen. 
Wer moralisiert, kommt meist ohne Sachwissen aus. Wer etwa be-
hauptet, Unternehmer seien profitsüchtige Hazardeure, denen ein Men-
schenleben nichts wert sei, braucht erst gar nicht nachzuweisen, daß 
eine konkrete Aktivität dieser Gruppe wirklich zu unzumutbaren Risi-
ken führt. Es ist selbst evident. Wer behauptet, Umweltschützer seien 
verkappte Kommunisten, die den Staat stürzen wollen, braucht sich auf 
die Diskussion um wirkliche Umweltbelastungen gar nicht erst einzulas-
sen, weil es den Umweltschützern ja angeblich darum gar nicht gehe, 
sondern um die Zerstörung des Staatswesens. Beide Beispiele zeigen, 
daß die integrative Kraft der Aussagenbewertung verloren geht, wenn 
Positionen oder Parteien mit moralischen Urteilen oder sogar "Verurtei-
lungen" verknüpft werden. 
Moralisierung ist eine attraktive Strategie in der öffentlichen Auseinander-
setzung und führt oft zu politischen Erfolgen. Da aber jede Partei über ein 
Arsenal möglicher Moralisierungen verfügt und damit potentiell dem Ver-
handlungs gegner Schaden zufügen kann, liegt eine Einigung vor Beginn des 
Diskurses meist im Interesse aller Parteien. Dies gilt in der Regel nur für den 
geschlossenen Diskurs, während etwa bei Wahlkämpfen jede Seite glaubt, 
die unbeteiligte Bevölkerung, zumindest aber die eigene Klientel durch Mo-
ralisierung für die eigenen Belange mobilisieren zu können. Der Verzicht auf 
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M~raIisierung bed.eutet aber keineswegs, daß man Argumente nicht nach mo-
rn!lschen Kategonen bewerten dürfe oder man ethische Argumente aus dem 
I?lskurs verbannen müsse. Im Gegenteil: Ohne ethische Bewertung von Op-
tronen würde eine wichtige Komponente der Evaluation fehlen. Was vermie-
den werden soll, ist vielmehr die moralische Verurteilung von Parteien und 
deren Positionen im Diskurs. 
4.2 Konfliktschlichtung in kooperativen Diskursen 
Unter der Voraussetzung, daß die oben genannten Bedingungen durchgesetzt 
werden können, wie kann man dann die Parteien in einem Diskurs zu einem 
gegenseitigen Verständigungs- und möglicherweise auch Einigungsprozeß 
anregen? Wie kommt es zu Kompromissen? Die Kompromißfahigkeit von 
Themen in Diskursen ist an drei Bedingungen gebunden: erstens müssen ge-
nügend Lösungen zwischen den Extremen Ga oder nein) vorhanden sein 
bzw. geschaffen werden, zweitens muß es gemeinsam anerkannte Regeln 
geben, um die Evidenz von Sachaussagen und Bewertungsregeln zu über-
prüfen und drittens müssen alle Parteien das Gebot der Fairneß anerkennen. 
Bei Technikdiskursen ist die erste Bedingung meist gegeben. Es ist geradezu 
das Verdienst der Technikwissenschaften, Entscheidungen über die Zu mut-
barkeit von Techniken aus der deterministischen ja - nein Betrachtung in 
eine Entscheidungssituation mit einer Unzahl von Optionen der graduellen 
Modifikation technischer Optionen überführt zu haben. 
Bei der zweiten Bedingung tritt allerdings eine Besonderheit der Tech-
nikthematik auf: Der Einsatz von Technik ist meist mit Risiken verbunden. 
Solche Risiken sind mögliche, aber keineswegs zwingende Folgen des Ein-
satzes von Technik. Wie man aber mit Risiken umgehen soUte, ist keines-
wegs rational eindeutig abzuleiten. Wenn es auch klare Regeln für die Mes-
sung und Behandlung stochastischer Phänomene gibt, so liegt es in der Natur 
der Stochastik, daß sich daraus sehr unterschiedliche, oft sogar diametral 
entgegengesetzte Handlungsanweisungen ergeben, selbst wenn alle Parteien 
identische Interessen und gleiche Zielvorstellungen (etwa Risikominimie-
rung) haben. Die Tatsache, daß ein Ereignis im Durchschnitt einmal in tau-
send Jahren zu erwarten ist, sagt bekanntlich nichts über den Zeitpunkt aus, 
an dem das Ereignis wirklich stattfinden wird. Es kann morgen oder auch 
erst in zehntausend Jahren eintreffen. Habe ich zwei Handlungsoptionen, bei 
denen das gleiche unerwünschte Ereignis mit unterschiedlicher Wahrschein-
lichkeit eintrifft, dann ist die Folgerung für eine Entscheidung unter Unsi-
cherheit eindeutig: Jeder rational denkende Mensch würde sich für die Hand-
lungsoption mit der geringeren Eintrittswahrscheinlichkeit entscheiden. Hätte 
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ich etwa beim russischen Roulette die Wahl zwischen einem Revolver mit 
einer Kugel oder mit zwei gugeln, dann ist offenkundig das Spiel mit der 
einen Kugel weniger risikoreich. 
Die überwiegende Zahl der realen Entscheidungen über die Auswahl techni-
scher Optionen ist jedoch komplizierter: Bei vielen Technikeinsätzen sind 
die Verluste um so größer, je unwahrscheinlicher das Ereignis ist. Habe ich 
wiederum zwei Handlungsoptionen, diesmal eine Option A mit einer gleich-
bleibenden Verlustrate pro zeiteinheit ohne Katastrophenpotential und eine 
andere Option B mit einer im Durchschnitt geringeren, aber zeitlich variablen 
Verlustrate, bei der Katastrophen möglich, wenn auch sehr unwahrscheinlich 
sind, dann gibt es keine eindeutige Entscheidungsregel, die mir vorschreibt, 
welche der beiden Optionen ich wählen soll. Ich kann beispielsweise das 
MAXIMIN Prinzip anwenden und den maximalen Schaden minimieren, d. h. 
ich wähle Option A, da dort keine Katastrophe möglich ist. Wähle ich diese 
Option aber, so bedeutet das implizit, daß ich bereit bin, im Schnitt mehr 
Menschenleben zu opfern als unbedingt notwendig (denn Option B hat eine 
durchschnittlich niedrigere Verlustrate). Folge ich dagegen dem Prinzip der 
Nutzenmaximierung (expected utility concept) und minimiere meine durch-
schnittlichen Nutzenverluste. dann muß ich Option B wählen, da dort im 
Schnitt weniger Menschen ums Leben kommen. Mit dieser Wahl schließe 
ich aber ausdrücklich die Möglichkeit einer großen Katastrophe ein, bei der 
viele Menschen auf einmal sterben können. Beide Handlungsoptionen sind 
rational begründbar, obwohl sie aufgrund identischen Faktenwissens und 
Zielorientierung zustande gekommen sind. 
Diese Überlegungen lassen sich noch weiter verfolgen, wenn man zusätzlich 
Konfidenzintervalle (wie behandle ich Risiken mit gleichem Erwartungswert, 
aber unterschiedlicher Varianz der möglichen Handlungsfolgen?) oder wenn 
man zur Beurteilung noch Kovarianzen und Interaktionseffekte mit anderen 
nutzengleichen Alternativen (wie etwa in der Portfoliotheorie des Ak-
tienmarktes) einbezieht. Dann erweitert sich die Bandbreite rational be-
gründbarer Auswahlstrategien, und eine Einigung auf eine Strategie ist 
schwierig zu erzielen. Aufgrund der Charakteristika stochastischer Phäno-
mene reicht also eine Einigung über Faktenwissen und Kongruenz von Zie-
len nicht aus, um Handlungsoptionen eindeutig zu bestimmen. Als zusätz-
liches Moment kommt die Risikobereitschaft, d. h. die Aversion gegen oder 
Vorliebe für unwahrscheinliche, aber katastrophale Ereignisse mit ins Spiel. 
Sind auch die Fakten umstritten und liegen unterschiedliche Zielvorstellun-
gen vor, dann ist die Einigung auf eine Handlungsoption noch wesentlich 
problematischer, da die Risikobereitschaft als zusätzliche Variable die Be-
wertung von Optionen beeinflußt. In Technikdiskursen ist es deshalb ange-
bracht, die unterschiedlichen Konflikttypen (Fakten, Ziele, Interessen und 
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Wertgewichtungen) getrennt zu behandeln und nacheinander abzuarbeiten. In 
Anlehnung an die entscheidungslogische Vorgehensweise lassen sich fol-
gende Konflikttypen identifizieren: 
Cl Konflikte über Vorgehensweisen; 
Cl Konflikte über die Angemessenheit von Werten und Beurteilungs-
kriterien; 
Cl Konflikte über Sachzusammenhänge; 
Cl Konflikte über die Wahrscheinlichkeit von Konsequenzen; 
Cl Konflikte über den Nutzen von Konsequenzen; 
Cl Konflikte über die relative Gewichtung von Werten und Beurteilungs-
kriterien. 
In Tab. 1 sind diese verschiedenen Konflikttypen zusammengefaßt und Be-
arbeitungs- und Lösungsstrategien für jeden Konflikttyp aufgeführt. Am 
Anfang steht die Diskussion um die beste Verfahrensweise. Dabei ist es 
Aufgabe des Organisators, die impliziten Regeln des kooperativen Diskurs 
den Teilnehmern vorzustellen und zu begründen. Alle Vorgaben für die 
Verfahrensweise lassen sich in einem kooperativen Diskurs nur nach der 
Einstimmigkeitsregellösen. Alle Teilnehmer müssen zustimmen, ob etwa am 
Ende eine Mehrheitsabstimmung über den ausgehandelten Kompromiß statt-
finden oder ob auch dort das Konsensprinzip gelten soll (mit Mehrheits- und 
Minderheitsvoten). Darüber hinaus müssen die Teilnehmer gemeinsame Ent-
scheidungsregeln, die Tagesordnung, die Rolle des Moderators (etwa als 
Schlichter), die Reihenfolge der Anhörungen, u. a. m. festlegen. Dies sollte 
ebenfalls nach dem Konsensprinzip erfolgen. Alle Parteien müssen dem Ver-
fahren zustimmen können. 
Sobald das Verfahren festgelegt ist, dürfte es zweckmäßig sein, die Band-
breite normativer Aussagen festzulegen. Damit ist eine Einengung auf die 
Werte und Normen gemeint, die für das anstehende Problem relevant sind. 
Auf der einen Seite ist es erforderlich, nur die normativen Aussagen zuzulas-
sen, die in einem inneren Zusammenhang mit der Thematik liegen, anderer-
seits erfordert es das Gebot der Fairneß, alle Werte und Normen, die von den 
jeweiligen Parteien vorgetragen werden, so weit wie möglich zu berücksich-
tigen. Um dem intuitiven Verständnis von Technik in der Bevölkerung 
Rechnung zu tragen, erscheint es angebracht, eine breite Palette von Krite-
rien zur Technikbewertung einzubeziehen, wie etwa der Grad der Freiwillig-
keit der Technikübernahme, die Möglichkeit personaler oder institutioneller 
Kontrolle zur Techniksteuerung oder die wahrgenommene Fairneß der Ri-
siko-Nutzenverteilung. Die Erfahrung zeigt, daß es der Konfliktschlichtung 
dienlicher ist, eine möglichst vollständige Erfassung aller Werte anzustreben, 
als eine allzu enge Begrenzung der Relevanz vorzunehmen (Akademie 1992, 
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S. 377 ff.). Beschränkt man die Diskussion auf die offenkundig relevanten 
Werte, dann werden sich einige Parteien immer benachteiligt fühlen und an 
anderer Stelle eine neue Grundsatzdiskussion vom Zaun brechen. Insofern ist 
es besser, daß jede Partei ihre Werte in den Diskurs einbringen kann 
(Additivitätsmodell). Technisch läßt sich diese Addition durch das Verfahren 
der Wertbaumanalyse zeitsparend und effizient bewerkstelligen (Keeney u. a. 
1984). 
Konfliktypus Erklärung Belsplel(e) InhaHedes lösungs-desTypus Konfliktes verfahren 
Vorgehens- Struktur der Mehrheits- Prozedurale Konsens 
weise Entschei- wahlrecht, Gerechtigkeit 
dungsfindung Tagesordnung 
Angemessen- Kriterien zur Wirtschaftlich- legitimität von Aufnahme aller 
heit von Bewertung von keit, Umwelt- Werten und geforderten 
Werten Optionen verträglichkeit Normen Werte 
Richtigkeit von Kriterien zur Physische Dissens unter Methodische 
Aussagen Beurteilung von Messung, Experten Festlegung, 
Sachwissen Expertenurteil Expertenauswahl 
Interpretation Subjektive Be- Unzumutbare Variabilität Regeln fOr 
von Aussagen urteilung aller Gesundheits- von Begründung von 
Konsequenzen belastung Präferenzen Urteilen 
Gewichtungen rel. Priorität rel. Gewicht Relative Kompensation, 
von Werten von Werten Umwelt versus Bedeutung von Gemeinwohl 
Wachstum Werten 
Tab. 1 Unterschiedliche Konfliktypen rur Entscheidungen Ober Technik 
Sind die zur Beurteilung notwendigen Werte, Nonnen und Ziele einmal fest-
gelegt, dann erfolgt der Austausch von Behauptungen, Sachaussagen, Appel-
len, Versprechungen und Affektäußerungen. Diese lassen sich jedoch in 
einer Diskussion nicht eindeutig voneinander trennen. Dennoch ist es not-
wendig, auch bei zusammengesetzten Aussagen eine analytische Trennung 
nach Aussagetypen vorzunehmen, um die Gültigkeit der gemachten Aussa-
gen nachprüfen zu können. Dazu lassen sich die Aussagen in ihre Kompo-
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nenten zerlegen und später wieder zusammenfügen, sofern der jeweilige 
Sprecher dies wünscht. 
Konfli~te ü~r ~achzusammenhänge (kognitive Aussagen) sind bei Technik-
folgen ~m PrinzIp durch Me~sungen aufzulösen. In der Praxis zeigt sich aber, 
d~ß bel k~mplexen Techmkfolgen einfache Meßanweisungen nicht aus-
reIche? DIe kausal~n Zusammenhänge zwischen auslösendem Ereignis und 
potentIelle Folgen smd oft nur durch plausible Modellannahmen herzustellen, 
da in der Regel die Streubreite der Folgen (Hintergrundrauschen) und die 
Vielzahl konkurrierender Auslöser eine statistisch signifikante Beziehung 
ausschließen. Es ist daher schwierig, sich widersprechende Tatsachenaussa-
gen zu falsifizieren. Einigung über Sachzusammenhänge erfordert deshalb 
einen größeren Aufwand und die Toleranz von Spannweiten des Wissens an-
stelle eindeutiger Erkenntnisse. Folgende Vorgehensweisen sind dazu ge-
eignet: 
Cl Einigung über methodische Regeln oder über eines oder mehrere kon-
kurrierende Modelle, nach denen die Risiken abgeschätzt werden (etwa 
lineare Extrapolation von großen auf kleine Dosen); 
Cl Einigung auf eine Gruppe von Wissenschaftlern, die eine Abschätzung 
für die Diskursteilnehmer vornehmen sollen; 
Cl Vergabe von Gutachten an Experten mit unterschiedlicher GrundeinsteI-
lung, wobei die jeweiligen Expertisen die Bandbreite legitimer Exper-
tenschätzungen definieren. 
Die gleichen Verfahren Jassen sich auch bei Konflikten über die Wahrschein-
lichkeiten von Konsequenzen anwenden. Es mag bei besonders strittigen 
Fragen sinnvoll sein, vor dem eigentlichen Diskurs eine Expertenbefragung 
oder ein Expertendelphi (iterative Befragung von Experten mit Rückkopp-
lung) zu veranstalten, um die unterschiedlichen Abschätzungen zu identifi-
zieren und ihre Begründungen zu dokumentieren (Webler u. a. 1991). Als 
Resultat dieser kognitiven Überprüfungsprozesse bleiben viele potentielle 
Konsequenzen, vor allem wenn sie mit Unsicherheit verhaftet sind, umstrit-
ten; jedoch die Bandbreite der möglichen Meinungen wird je nach Stand des 
Wissensstandes mehr oder weniger eingengt. 
Selbst wenn die Sachfragen geklärt sind, ist es noch lange nicht klar, welche 
Bedeutung einer jeden Konsequenz zukommen soll. Für die eine Partei mag 
eine Erhöhung der individuellen Eintrittswahrscheinlicheit für eine Krebser-
krankung um ein Promille eine vernachlässigbare Größe darstell~~, während 
für eine andere Partei eine solche Erhöhung ein unzumutbares RiSIko bedeu-
tet. Wieviel Nutzengewinn oder Nutzenverlust eine be~timmte. K~n~equenz 
mit sich bringt, ist nicht objektiv bestimmbar, sondern ISt von md~vld~elle~ 
oder sozialen Präferenzen anhängig. Intersubjektiver NutzenausgleIch ISt bel 
~lZ96~ ______________ ~ __________________________ ~R~~ 
Technikbewertungen besonders schwierig, weil die Qualität der Konsequen-
zen (Leben, Gesundheit, Umweltschutz) für viele Gruppen als nicht kom-
prornißfähig angesehen wird und gleichzeitig identische Wahrscheinlichkei-
ten je nach Kontext und subjektiven Einstellungen unterschiedlich bewenet 
werden. Darüber hinaus verschärfen Verteilungsungleichheiten (Nutznießer 
und Risikoträger sind nicht identisch) Konflikte über die Höhe des Nutzens, 
der mit der Realisierung der jeweiligen Technik verbunden ist. Zur LÖsung 
dieser Konflikte kommen nur einige wenige Möglichkeiten in Betracht: 
Q Risikoreduzierung bis ZU dem Grad, an dem alle Parteien keinen signifi-
kanten Nutzenverlust mehr erleben; 
Q Erweiterung der Haftung für Technikfolgen, d. h. eine Partei übernimmt 
die Kosten für den Nutzenverlust, falls der Schadensfall eintritt; 
Q Veränderung der Risiko-Nutzenverteilung, so daß die Risiko-Erleider 
am Nutzen partizipieren können; 
o Monetäre Kompensation, bei der Nutzenverluste durch monetäre Nut-
zengewinne ausgeglichen werden; 
o Nicht-monetäre Kompensation, bei der Nutzengewinne auf der gleichen 
Wertdimension (etwa kostenlose Vorsorgeuntersuchungen oder Risiko-
reduzierung durch einer andere Technik) oder auf anderen Wertdimen-
sionen (etwa Errichtung eines Naturparkes) die Nutzenverluste durch 
das Risiko ausgleichen sollen; 
Q Ideelle Kompensation durch Einsicht in die Notwendigkeit (etwa eine 
Technik, die Behinderten zugute kommt), durch Prestigegewinn 
(Standort für eine zukunftsträchtige Technologie) oder Partizipation 
(etwa Platz im Aufsichtsrat oder Umweltkontrollrat). 
Monetäre Kompensationen werden oft als Bestechung empfunden und Haf-
tungserweiterung als blanker Zynismus. Alle oben aufgezählten Konflikt-
lösungsstrategien sind an die Austauschbarkeit von Nutzenkategorien gebun-
den: wer zusätzliche Gesundheitsrisiken rigoros ablehnt, kann nicht kom-
pensiert werden und wird auch durch größere Partizipation am Nutzen nicht 
umzustimmen sein (O'Hare 1977). Dennoch hat sich in der Praxis gezeigt, 
daß eine Kombination von Risikoverminderung, fairem Ausgleich von Nut-
zen und Risiko und Kompensationen (in den USA oft monetär, in Europa 
eher nicht-monetär) häufig zu einem tragfähigen Komprorniß führt (Susskind 
et al. 1978; Carpenter und Kennedy 1988). 
Sind die erwartbaren Technikfolgen mehrdimensional, also mit Konse-
quenzen auf unterschiedlichen Lebensbereichen verbunden, können Kon-
flikte schließlich auch auf die Gewichtung der Wertdimensionen, die diese 
Lebensbereiche berühren, bezogen sein. Der Einsatz bestimmter Techniken 
mag Menschen, Bäume und Kunstdenkmäler gefährden und mit sozialen 
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Folgelasten (etwa ständige Kontrollen durch die Polizei) verbunden sein. 
Stehen mehrere Optionen zur Auswahl oder müssen knappe Ressourcen zur 
Vermeidung von negativen Folgen auf jede Dimension verteilt werden, dann 
kommt man nicht umhin, die Konsequenzen auf jeder Dimension miteinan-
der zu verrechnen. Auch hier wird jede am Diskurs beteiligte Gruppe unter-
schiedliche Gewichtungen zugrunde legen. Im Ausnahmefall gibt es eine 
dominante Option, die von allen Gruppen als optimal oder nahezu optimal 
angesehen wird (dies geschieht übrigens häufiger, als man intuitiv annehmen 
würde). Ist dies nicht der Fall, dann muß weiter verhandelt werden. Im Prin-
zip lassen sich Gewichtungskonflikte in gleicher Weise wie Nutzenkonflikte 
lösen; allerdings ist die Situation komplexer, weil Risikoreduzierung auf 
einer Dimension oft risikoverstärkende Auswirkungen auf andere Dimen-
sionen hat (etwa Verringerung des NOx Ausstoßes beim Kraftverkehr zur 
Vermeidung von saurem Regen bei gleichzeitiger Erhöhung des Umweltrisi-
kos bei der Abfallbeseitigung von ausgedienten Katalysatoren). 
Diese sechs Konflikttypen sind häufig die Angelpunkte für Konflikte zwi-
schen den am Technikdialog beteiligten Parteien. Ein kooperativer Diskurs 
setzt voraus, daß diese Konflikte zunächst identifiziert und dann gezielt 
durch Instrumente der Validierung von Aussagen angegangen werden. 
4.3 Motivation zur Teilnahme an kooperativen 
Diskursen 
Wer an einern kooperativen Diskurs teilnimmt, unterwirft sich freiwillig 
einer Reihe von Regeln und Verhaltensanweisungen und gibt häufig Macht-
positionen auf, die außerhalb des Diskurses ihre Gültigkeit behalten. Aus 
diesem Grund erscheint es auf den ersten Blick fragwürdig, ob überhaupt 
jemand bereit ist, sich diesen Regeln zu unterwerfen. Allenfalls die 
schwächsten Akteure in einer politischen Auseinandersetzung können sich 
von dem egalitären Grundprinzip des kooperativen Diskurses angezogen 
fühlen, weil sie dadurch ihren Status in der Auseinandersetzung verbessern 
können. Ist also die Forderung nach Verwirklichung des kooperativen Dis-
kurses ein blauäugiger Vorschlag, der sich in der sozialen Realität niemals 
wird durchsetzen lassen? 
Diese Frage läßt sich nicht einfach beantworten. Unbestritten werden .vor 
allem die mächtigeren Gruppen in der Gesellschaft zunächst versuchen, ~re 
Vorstellungen durchzusetzen, ohne sich auf das offene A?enteuer des DIS-
kurses einzulassen. Je mehr aber diese Gruppen am WIderstand anderer 
Gruppen scheitern und sich die Konflikte verschärfen, ohne daß eine Lösung 
~1~9~8 ______________________________________________ ~~ 
oder ein Kompromiß in Sicht ist, dann wächst die Bereitschaft, sich einem 
formalen Verfahren der Konfliktaustragung anzuvertrauen. Vor allem in den 
USA, aber auch zunehmend in der Bundesrepublik Deutschland gewinnen 
diskursive Verfahren des AushandeIns von politischen Entscheidungen zu-
nehmend an Bedeutung (Amy 1987; Fiorino 1989; Holznagel 1990; Fietkau 
1991). Diese Verfahren sind nur selten nach den Regeln des kooperativen 
Diskurses strukturiert, aber das Egalitätsprinzip innerhalb des jeweiligen 
Verfahrens ist meistens erfüllt (Bacow und Wheeler 1984). 
Die Organisatoren von Diskursen haben aber mehrere Möglichkeiten, Par-
teien freiwillig zu einer Mitarbeit in Diskursen zu gewinnen. Dazu gehören 
(Renn 1991b): 
(I) Verbindung von Sozialprestige und Teilnahme: Gelingt es dem Organisa-
tor eines Diskurses, mit Hilfe der Medien und anderer Teilnehmer den Dis-
kurs selbst als sozial wünschenswert und prestigefördemd zu etablieren (etwa 
durch eine Berufung durch eine prestigeträchtige Institution), dann wird die 
Verweigerung der Teilnahme zu Prestigeverlusten führen, die sich die 
meisten Parteien nicht leisten können. 
(2) Verbindung von Macht und Teilnahme: Ist die legitimierte Entschei-
dungsinstanz willens, ihre Entscheidungsbefugnis zugunsten der im Diskurs 
entwickelten Empfehlungen einzuschränken, dann ist es für die meisten Teil-
nehmer vorteilhafter, am Diskurs aktiv teilzunehmen als passiv das Ergebnis 
abzuwarten. Allerdings kann Totalopposition (bei erwartbarer Unterstützung 
durch große Teile des Publikums) immer noch erfolgreicher sein als Mit-
arbeit. 
(3) Verbindung von Wertverpflichtung und Teilnahme: Gelingt es dem Or-
ganisator, die von den Parteien aufgeführten Werte und Ziele als kongruent 
mit den Werten und Zielen des Diskurses darzustellen, dann bleibt den Par-
teien nichts anderes übrig als mitzumachen, wenn sie sich nicht in Wider-
spruch zu ihren eigenen postulierten Zielen und Werten setzen wollen. Bei-
spielsweise dürfte es für eine Partei, die im Konfliktfall auf Fairneß pocht, 
kaum möglich sein, sich dem Postulat des fairen Meinungsaustauschs inner-
halb des Diskurses zu verschließen. 
(4) Verbindung von wissenschaftlichem Sachverstand und Teilnahme: Besitzt 
der Organisator die Möglichkeit, Zugang zu wissenschaftlichem Sach-
verstand exklusiv den Teilnehmern am Diskurs zur Verfügung zu stellen, 
dann kann auch dies manche Parteien zur Teilnahme bewegen. Ein gutes 
Beispiel ist die Vergabe von Forschungsaufträgen im Verlauf des Diskurses. 
Wer sich selbst vom Diskurs ausschließt, verliert damit die Möglichkeit, Ein-
fluß auf die Qualität und Quantität der zu sammelnden Erkenntnisse zu 
nehmen. Da wissenschaftlicher Sachverstand aber vor allem in Technikfra-
gen einen hohen Stellenwert hat, ist die Definition von Forschungsaufträgen 
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bereits ei~e strategisch wichtige Vorentscheidung über den Konfliktausgang, 
so daß es 1m Interesse aller Parteien ist, daran mitzuwirken. 
(5) Appelle an das Gemeinwohl: Viele Gruppen können nur dann in der Öf-
fentlichkeit Punkte sammeln, wenn sie eine Verbindung zwischen ihren For-
derungen und dem Gemeinwohl herstellen können. Wenn es dem Organisa-
tor gelingt, ~en Diskurs als Mittel zur Verbesserung des Gemeinwohls in den 
Augen der Offentlichkeit zu verankern, dann wächst der soziale und mora-
lische Druck auf die entsprechenden Gruppen, am Diskurs teilzunehmen. 
4.4. Ein Verfahrensmodell für einen kooperativen 
Diskurs 
Der kooperative Diskurs, wie er hier charakterisiert ist, stellt das Ideal dar, an 
dem sich Diskurse in der Realität messen lassen müssen. Es gibt keinen 
Zweifel, daß ein Diskurs, der alle diese Eigenschaften erfüllt, in der Realität 
nicht stattfindet. In der Vergangenheit haben meine Mitarbeiter und ich ver-
sucht, praktikable Modelle für Diskurse zu entwickeln und praktisch zu er-
proben (vgl. Renn u. a. 1985, Renn u. a. 1989). Die Erfahrungen mit diesen 
Projekten haben gezeigt, daß die Verwirklichung von kooperativen Dis-
kursen eine Herausforderung darstellt, die theoretisches Wissen, kreatives 
Denken und praktisches Geschick erfordert. Alle unsere Projekte haben nie-
mals alle Indikatoren eines kooperativen Diskurses erfüllen können, mit zu-
nehmender Erfahrung haben wir jedoch mehr und mehr dazugelernt. Das im 
folgenden beschriebene Ablaufmodell dient uns als konzeptionelle Grund-
lage, auf deren Basis wir die spezielle Vorgehensweise in jedem konkreten 
Fall beziehen. Dieses Grundmodell beruht auf der sequentiellen 
Verknüpfung von Werte-Befragung, Evidenz-Ermittlung und Abwägung von 
Handlungsoptionen. Die Verknüpfung dieser drei Ebenen geschieht in den 
folgenden drei Schritten: 
(1) Alle in einer Arena vorhandenen Parteien werden gebeten, ihre Werte 
und Kriterien für die Beurteilung unterschiedlicher Handlungsoptionen (etwa 
Einführung einer neuen Technologie; Modifikation vor Einführung; Ableh-
nung einer neuen Technologie) offenzulegen. Dies geschieht in Interviews 
zwischen den Diskurs-Organisatoren und den Repräsentanten der jeweiligen 
Parteien. Als methodisches Werkzeug dient dabei die Wertbaum-Analyse, 
ein in den USA entwickeltes interaktives Verfahren zur Bewußtmachung und 
Strukturierung von Werten und Attributen (Keeney u. a. 1984). Alle Parteien 
haben das Recht, ihren Wertbaum solange zu modifizieren, bis sie mit dem 
Produkt einverstanden sind. Die Wertbäume aller Parteien werden dann addi-
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tiv ZU einem logischen Gesamtbaum verschmolzen, wobei alle nicht-redun-
danten Eingaben übernommen und in eine hierarchische Struktur überführt 
werden. Dieser Gesamtwertbaum spiegelt folglich die Wertdimensionen aller 
beteiligten Parteien wider. Die Einbeziehung aller relevanten Werte in einen 
logisch kohärenten Bezugsrahmen hilft, potentielle Konflikte über die An-
gemessenheit von Werten und Berurteilungskriterien zu entschärfen und 
allen Parteien das Gefühl zu vermitteln, daß ihre Bedenken in den Entschei-
dungsprozeß eingebunden werden. 
(2) Die Wertdimensionen werden in einem zweiten Schritt durch ein For-
schungsteam, das möglichst von allen Parteien als neutral angesehen wird, in 
Indikatoren transformiert. Dies ist der erste Schritt zur Lösung von Konflik-
ten über Sachverhalte. Diese Indikatoren sind Meßanweisungen, um die 
möglichen Folgen einer jeden Handlungsoption zu bestimmen (Evidenz-
Nachweise). Da viele der Folgen nicht physisch meßbar sind und manche 
auch wissenschaftlich umstritten sein mögen, ist es nicht möglich, einen 
einzigen Wert für jeden Indikator anzugeben. Dies gilt vor allem für un-
sichere Folgen. Gleichzeitig sind die Folgen auch nicht beliebig, sondern er-
geben sich als logische Folgerung aus dem jeweiligen Wissen und der An-
wendung methodischer Regeln innerhalb verschiedener wissenschaftlicher 
Lager. Für den Diskurs ist es entscheidend, die Spannweite wissenschaftlich 
legitimer Abschätzungen so genau wie möglich zu bestimmen. Wir schlagen 
dazu eine Modifikation des klassischen Delphi-Verfahrens vor, bei dem 
Gruppen von Experten gemeinsam Abschätzungen vornehmen und Diskre-
panzen innerhalb der Gruppen in direkter Konfrontation ausdiskutieren 
(Webler u. a. 1991). Am Ende dieses Schrittes verfügt man bei jeder Hand-
lungsoption über ein Folgeprofil auf jedem Kriterium, das von den beteilig-
ten Parteien vorgeschlagen wurde. Aufgrund der Expertendiskussionen kann 
man auch die verbalen Begründungen für unterschiedliche Abschätzungen in 
das Profil einbeziehen. 
(3) Hat man die Wertdimensionen bestimmt und die Folgen der jeweiligen 
Handlungsoptionen abgeschätzt, folgt der schwierige Prozeß der Abwägung. 
Es geht also um die Lösung von normativen Konflikten. Normative Konflikte 
basieren nicht auf unterschiedlichen Vorstellungen über die möglichen Fol-
gen von Optionen, sondern beziehen sich auf die Wünschbarkeiten dieser 
Folgen im Hinblick auf soziale Normen, Werte und Lebensstile. Normative 
Konflikte lassen sich grundsätzlich in einem Diskurs zwischen den organi-
sierten Parteien klären. Häufig aber sind diese Parteien in ihren Meinungen 
weitgehend polarisiert und nicht mehr offen für einen Komprorniß. Gleich-
zeitig repräsentieren sie nur in eingeschränktem Maß die betroffene Bevölke-
rung. Aus diesem Grund hat P. Dienel vorgeschlagen, die Bevölkerung als 
Schöffen zu gewinnen und es - ähnlich wie bei einem amerikanischen Ge-
richtsverfahren - einigen, nach dem Zufallsverfahren ausgesuchten Bürgern 
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zu überlassen, stellvertretend für alle diese Abwägung vorzunehmen (Dienel 
1978; Dienel 1989). Dieses Verfahren setzt voraus, daß die am Konflikt be-
teiligten Parteien einer solchen Lösung zustimmen. Dies wird um so eher ge-
schehen, je mehr die Parteien selber keine Chance mehr wahrnehmen, den 
Konflikt aus eigenen Kräften zu überwinden und sie gleichzeitig eine Lösung 
anstreben. Alle Parteien sind daher eingeladen, als Zeugen vor den Bürgern 
auszusagen und ihre Empfehlungen vorzutragen. Die ausgesuchten Bürger 
hatx:n mehrere Tage Zeit, die Profile der jeweiligen Handlungsoptionen zu 
studieren, Experten zu befragen, Zeugen anzuhören, Besichtigungen vor-
zunehmen und sich eingehend zu beraten. Am Ende stellen sie eine Hand-
lungsempfehlung aus, die sie wie bei einem Gerichtsverfahren eingehend in 
einem Bürgergutachten begründen müssen. Dafür erhalten sie eine Ver-
gütung. Dieses Verfahren, dem P. Dienel den etwas problematischen Namen 
Planungszelle gegeben hat, hat sich auf kommunaler Ebene wie auch auf re-
gionaler Ebene bereits bewährt und wurde erstmals für einen nationalen 
Konflikt zu Beginn der 80er Jahre eingesetzt. 
Das hier beschriebene Verfahren hat den Vorteil, daß es zwischen Werterhe-
bung, Faktenermittlung und Abwägung trennt und dafür verschiedene Ver-
fahrensschritte vorschlägt. Dadurch werden unterschiedliche Prozesse der 
Trennung von Ideologie und Wissen wirksam, die sich in einem allum-
fassenden Diskurs oft vermischen. Innerhalb der Bürgerforen lassen sich 
darüber hinaus die Regeln des kooperativen Diskurses meist besser durch-
setzten als in einer Verhandlung zwischen Parteien. Allerdings beruht dieses 
Verfahren auf der expliziten Zustimmung aller relevanten Parteien und des 
Entscheidungsträgers. Gleichzeitig müssen die Profile und faktischen Analy-
sen so aufbereitet sein, daß ein Nichtfachmann mit ihnen umgehen kann. Die 
Praxis hat jedoch gezeigt, daß Wissenschaftler und Interessengruppen die Ur-
teilskraft des Bürgers meist unterschätzen. Sofern die faktischen Zusammen-
hänge eingehend erläutert und die Interessen und Werte der beteiligten Par-
teien transparent gemacht werden, sind Bürger durchaus in der Lage, sach-
lich richtige und politisch faire Empfehlungen vorzuschlagen. Der Ablauf 
des Verfahrens ist in Bild 3 schematisch dargestellt. 
4.5 Chancen für einen kooperativen Diskurs 
Vergegenwärtigt man sich die Probleme, die einem kooperativen Disk~Jrs 
entgegenstehen, dann wird man nicht um. die Frage he~mkomm~n, ob .~Ich 
der Aufwand überhaupt lohnt. Wäre es mcht besser, die Entscheidung uber 
Technikeinsatz dem freien Spiel der politischen Kräfte zu überlassen anstatt 
durch eine zu starke Strukturierung der Debatte mögliche Lösungen heraus-
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zuzögem und unnötig Staub aufzuwirbeln? 
Das Drei-Stufen-Modell der Partizipation 
Akteure ( 1. Stufe ) ( 2. Stufe ) ( 3. Stufe ) 
Kriterien ~ 1-..... 1 zur Bewertung schäIzmg der Optionen Optionen 
.. 
Erstellung Vorschläge & Zeugenaussagen Interessen- von Wert· gruppen- fOr BOrger-gruppen biumenfür spezifische 
jedeGlUppe AbschA1zungen beratungen 
B Beifüglll!lvon GruppendeIphi: Teilnahme an Werten & Podiums-(Suche nach Experten- diskussion oder Optionen) urteile Vldeostatemen1 
B Beifügung und Übertragung der Bewertung und Modifikation Expertenurteile Empfehlung von von Werten & in Nu1zen-Optionen kategorien Optionen 
Beifüglll!lvon Einbildung des Zeugenaussagen [§J Werten & steiler (Suche nach institutionellen für Bürger-Optionen) WISSens beratungen 
Übersetzung Verifikation der G derWer1e in Exper!enurteie Erstenung des team lnäkatoren (UteralurstlJ(je, Bürgergutachtens Review -Prozeß) 
~ Aulwirtwngs. Rangonlnung Integrierter --. profil für r--. der OpIIonen Wertllbaum jede Option und poI/tIIc:IIe Empfehlungen 
Bild 3 Drei-Stufen-ModeU der Partizipation 
Diese Auffassung wird oft in der Literatur zur Ökonomie der Politik vertre-
ten. Ähnlich wie in der liberalen Wirtscbaftsauffassung die "invisible hand" 
des Wirtschafts geschehens aufgrund freien Markteintritts und Konsumenten-
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souveränität eine optimale Allokation der knappen Güter bewirken soll so 
geht die Theorie des "muddling through" davon aus, daß sich im Wettstreit 
der plUralistischen Akteure im Endeffekt die Auffassung durchsetzen werde 
die für alle die geringsten Interesseneinbußen nach sich zieht (Lindbloo~ 
1959). Dies ist im politischen Sinne die optimale Lösung, da jedes Interesse 
im demokratischen Staatswesen gleich hoch einzuschätzen ist, solange es 
den gesetzlichen Bestimmungen nicht widerspricht. 
Wiewohl die Warnung vor übertriebenen Hoffnungen in die Strategien des 
Konflikt-Managements berechtigt ist, erscheint mir jedoch der Versuch, ein 
vorbeugendes Konflikt-Management zu institutionalisieren, nicht nur ein er-
forderlicher, sondern auch ein politisch praktikabler Weg der Entscheidungs-
findung zu sein, und zwar aus folgenden Gründen: 
o Die möglichen Konsequenzen unserer Handlungen nehmen inzwischen 
globale Auswirkungen an (vgl. Klimaeffekt, Ozonloch usw.), so daß die 
Vernachlässigung des Sachwissens zu unzumutbaren Folgen führen 
kann. 
a Das Wissen um diese Konsequenzen hat nicht nur quantitativ zuge-
nommen, es ist auch in seiner Struktur komplexer und unübersichtlicher 
geworden. Ohne Einbindung der jeweiligen Experten läßt sich eine 
sinnvolle (d. h. den Konsequenzen angemessene) Entscheidung nicht 
mehr treffen. 
D Das freie Spiel der politischen Kräfte versagt, wenn Evidenzen über 
Folgen umstritten und Interessen die Auseinandersetzung dominieren. 
Da integrative Mechanismen fehlen, kommt es entweder zur Paralysie-
rung von Entscheidungssystemen, oder aber der Zugang zur politischen 
Macht beziehungsweise das Mobilisierungspotential von politischer 
Unterstützung beherrschen den Ausgang der Entscheidung. Beide Fol-
gen sind in der Regel kostenintensiv und suboptimal in Bezug auf das 
angestrebte Zielsystem. 
Cl Moderne Gesellschaften sind immer weniger gewillt, Entscheidungen 
nach dem trial and error-Prinzip zu fällen. Sie erwarten von ihren poli-
tischen Repräsentanten eine Antizipation möglicher Folgewirkungep 
und fordern institutionalisierte Formen des Technik-Managements, um 
die antizipierten Folgen zu verhindern oder zumindest zu lindern. Dies 
gilt auch für das Management von Konflikten. Konflikte, die als nicht 
mehr lösbar erscheinen oder den Einsatz von Gewalt erfordern, werden 
als Versagen des institutionellen Technik-Managements bewertet und 
nicht als alternative Strategien, mit Konflikten umzugehen. Vorbeu-
gendes Konflikt-Management wird also von den ~eweiligen Institutionen 
erwartet, wobei Fairneß gegenüber gesellschaftlIchen Forderungen und 
Sachkompetenz zusätzlich eingefordert werden. 
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Cl Strukturierte Formen des Konflikt-Managements stehen nicht im Ge-
gensatz zu pluralistischen Formen der Konfliktaustragung. Im Gegen-
teil, sie basieren auf dem Grundsatz, daß nur der Diskurs zwischen den 
pluralen Gruppierungen eine akzeptable und gleichzeitig rationale Lö-
sung des Konfliktes hervorbringen kann. Allerdings ist es nicht aus-
reichend, alle Teilnehmer um einen Tisch zu yersammeln, sondern es 
gilt, das jeweils relevante Wissen der Teilnehmer funktional in den Pro-
zeß der Entscheidungsfindung zu integrieren. 
In allen westlich orientierten Demokratien sind inzwischen neue Formen des 
vorbeugenden Konflikt-Managements entstanden. Manche von ihnen sind 
urwüchsig aus dem pluralistischen Interessenkampf entstanden, andere sind 
bewußt von Entscheidungsträgern oder Interessengruppen ins Leben gerufen 
worden. Ohne Diskurs werden Technikkonflikte kaum mehr sachlich kompe-
tent und demokratisch zu bewältigen sein. 
5 Schlußbemerkung 
Technikkommunikation ist zu einem Zauberwort in der aktuellen Debatte um 
die Akzeptabilität von technischen Risiken geworden. Nach meiner Auffas-
sung ist es die wichtigste Funktion von Technikkommunikation, Konflikte 
zwischen unterschiedlichen Positionen über die Zumutbarkeit von Risiken zu 
schlichten und zu einem fairen und kompetenten Komprorniß beizutragen. 
Dabei begibt sich der Kommunikationsforscher bzw. Moderator in die Rolle 
des Katalysators. Er schafft die organisatorischen und strukturellen Voraus-
setzungen dafür, daß unterschiedliche Parteien sich über Risiken und Chan-
cen der zu diskutierenden Technik verständigen können und sich aufgrund 
eines fairen und kompetenten Austauschs von Argumenten auf einen Kom-
prorniß einigen können, ohne daß der Moderator selbst Partei ergreift bzw. 
den Inhalt des Kompromisses bestimmt. Ein solche Funktion von Technik-
kommunikation erscheint mir im Rahmen des hier thematisierten kooperati-
ven Diskurses gewährleistet. Ein solcher Diskurs schafft die Voraussetzun-
gen, daß Verständigung zwischen den Parteien zustandekommt und daß die 
Konfliktlösungsversuche den bei den Kriterien der Fairneß und der Kompe-
tenz entsprechen. 
Beide Kriterien, Fairneß und Kompetenz, können aber nur gleichzeitig er-
reicht werden, wenn alle Beteiligten willens sind, sich den Regeln des Dis-
kurses zu unterwerfen und wenn es eine Trägerinstanz gibt, die versucht, alle 
Strukturmerkmale des kooperativen Diskurses so weit wie möglich in die Tat 
umzusetzen. Der kooperative Diskurs ist dabei eine von vielen Möglichkei-
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ten, ZU einer sinnvollen Konfliktaustragung zu kommen. Ich bin der Über-
~eugung, daß dieses Modell als Leitlinie für eine Vielzahl von Konflikten im 
Umwelt- und Technikbereich dienen kann. Eine faire und kompetente Kon-
fIiktbewältigung ist mehr denn je notwendig, um das bestmögliche Sach-
wissen mit den legitimen Werten und Interessen der betroffenen Bevölke-
IUngsgruppen in Einklang zu bringen. 
bie Forderung nach einem kooperativen Diskurs ist daher nicht nur ein An-
liegen zur Verbesserung der politischen Kultur, sondern auch ein Instrument 
~ur Gestaltung einer lebensfahigen und lebenswerten Zukunft. Die Notwen-
digkeit solcher Diskurse, gerade im Bereich der Technikpolitik, ergibt sich 
aus der Problematik, daß kollektive Entscheidungen in immer stärkerem 
Maße globale Konsequenzen haben, unser Wissen über diese Wirkungszu-
sammenhänge immer komplexer und spezialisierter wird und gleichzeitig die 
Von Entscheidungen Betroffenen Mitspracherechte an der Gestaltung ihrer 
Lebenswelt einfordern. Wissen ohne Partizipation verletzt das Grundrecht 
eines fairen Interessenausgleichs zwischen den verschiedenen Parteien; Par-
tizipation ohne Wissen führt zum Diletantismus und damit zu Handlungs-
folgen, die sich niemand wünschen kann. Der kooperative Diskurs versucht 
bei den gerecht zu werden: die Handlungsfolgen müssen rational durchdacht 
und die damit verbundenen Interessen fair ausgehandelt werden. 
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